Rat votiert 
für Manifest 

ILLEGALITÄT: Stadt soll sich für humanitäre Lösung bei Kindern ohne Papiere einsetzen 

Die Stadt Bonn soll sich auf Landes- und Bundesebene sowie beim Deutschen Städtetag für eine gesetzliche Klarstellung einsetzen, dass Mitarbeiter von Schulen und Kindergärten grundsätzlich nicht verpflichtet werden können, den Behörden ausländische Kinder und Jugendliche ohne legalen Aufenthalt zu melden. Diesen interfraktionellen Antrag beschlossen die Fraktionen am Dienstag im Jugendhilfeausschuss einstimmig. Die Stadt soll sich außerdem bei Bund und Land dafür einsetzen, dass die einschlägigen Vorschriften mit der Zielsetzung ergänzt werden, dass die Personen und Institutionen, die sich aus humanitären Gründen um Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis kümmern, sich nicht der Gefahr der Strafverfolgung wegen Beihilfe zu illegalem Aufenthalt aussetzen. 


Außerdem beschloss der Rat gestern Abend, dass die Oberbürgermeisterin ein Manifest "Illegale Zuwanderung - für eine differenzierte und lösungsorientierte Diskussion" unterzeichnen soll. Dieses Manifest, das sich unter anderem dem Schutz von Kindern ohne Aufenthaltsstatus widmet, haben bereits Oberbürgermeister anderer deutscher Städte unterzeichnet. In Bonn hatte die Bonner Liste für Menschenwürde und -rechte (BLMR) das Papier im Integrationsrat in die politische Diskussion gebracht, wo es im Mai einstimmig angenommen und an den Rat weitergeleitet worden war. 


Die Stadt wird weiterhin die Kindergärten darauf hinweisen, dass Kinder ohne Aufenthaltsgenehmigung gemeldet werden müssen, sagte das Presseamt gestern. Dennoch sollen die Kinder, die vorigen Monat in Kitas entdeckt worden waren (der GA berichtete), ebensowenig wie ihre Eltern abgeschoben werden.
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